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KURZFASSUNG: Jenseits allgemeingültiger Floskeln zu Globalisierung und dem Wandel in Gesell-
schaft und Technik sind durch die Verdichtung der internationalen Warenaustausch- und Kapitalbe-
ziehungen in den letzten Jahren erhebliche strukturelle Veränderungen in der Unternehmenspolitik
und auf den Arbeitsmärkten in Gang gesetzt worden. Der Druck auf Berufsbildungsanbieter wächst,
sich inhaltlich stärker an aktuellen Qualifikationsanforderungen zu orientieren und strukturell zu
größerer Ausbildungsflexibilität zu gelangen. Insbesondere im angelsächsischen Sprachraum sind
in den letzten Jahren Ausbildungsstrukturen entstanden, die diesen Anforderungen in hohem Maße
zu entsprechen scheinen. Wenn in Deutschland über Nachfrageorientierung berufsschulischer
Curricula und Flexibilisierung der Ausbildung diskutiert wird, so sollten international-vergleichende,
arbeitsmarktpolitische und ökonomische Aspekte mit reflektiert werden, um vorhandene berufsbil-
dungspolitische Gestaltungsspielräume zu nutzen.

1. Globalisierung und der Lauf der Welt

Dass sich die westlichen Industriegesellschaften und damit die Gesellschaftsent-
würfe einer aufgeklärten Moderne in einem Prozess rapider wirtschaftlicher und
sozialer Veränderungen befinden, ist ein bekanntes und viel diskutiertes Faktum.
Im ökonomischen Bereich vollziehen sich die Veränderungen vor allem auf drei
zentralen Dimensionen: a) dem technischen Fortschritt, b) der Deregulierung der
Marktbeziehungen sowie c) der zunehmenden Globalisierung der Waren- und
Geldwirtschaft. Gewiss ist dabei vor allem der ungewisse Ausgang dieser Verän-
derungen. Zum jetzigen Zeitpunkt jedenfalls sind die Erwartungen und Befürchtun-
gen, die mit der ‚Zweiten Moderne‘ (BECK et al.) einhergehen, noch uneinheitlich
und widersprüchlich.

Zu den weltweiten Veränderungen mit den besten Marketingeffekten gehört die
Globalisierung. Zunächst meint dieser Begriff nicht mehr als „die rapide Vermeh-
rung und Verdichtung grenzüberschreitender gesellschaftlicher Integrationen, die
in räumlicher und zeitlicher Hinsicht die nationalen Gesellschaften immer stärker
miteinander verkoppeln“ (NOHLEN 2001: 181; ähnlich auch: OECD 1994: 31). Die
Exportquote2  hat bislang ungekannte Ausmaße erreicht und sorgt für eine enge
Verzahnung nationaler Wirtschaften und globaler Märkte für Industriegüter und
auch Dienstleistungen. Direkte Investitionen in Unternehmungen auf Weltwirt-
schaftsebene nehmen zu und lassen Umfang und Bedeutung internationaler
Kapitalmärkte expandieren. Neue Unternehmensformen und Beziehungen inner-

1 „Globalisation of industry refers to an evolving pattern of cross-border activities of firms inviol-
ving international investment, trade and collaboration for purposes of product development,
production and sourcing, and marketing.“ (OECD 1994: 3)

2 Das heißt: der Anteil des Welthandels an der Gesamtproduktion.
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halb von Unternehmen oder zwischen ihnen entstehen und entziehen sich zuneh-
mend multilateralen Regelungen (PERRATON et al. 1998: 166). Durch Globalisie-
rung verdichten sich Kapital- und Warenströme. Nicht nur Unternehmen, sondern
auch Regionen und Wirtschaftsräume spüren die Verschärfung der Wettbewerbs-
bedingungen und die Entstehung internationaler Wirtschaftsbeziehungen, die die
Macht lokaler und nationaler Akteure in vielfacher Hinsicht beschränken. An ihrer
Stelle übernehmen zunehmend internationale und interkontinentale Netzwerke
die neuen Steuerungs- und Koordinationsaufgaben.

Auch wenn bestimmte weltwirtschaftliche Prozesse wie etwa die Profilierung
klar abgegrenzter Wirtschaftsräume (Regionalisierung) Anlass geben, an der
aktuellen Existenz vollständig integrierter globaler Märkte zu zweifeln, so ist eine
Globalisierung im Sinne eines historischen Prozesses der Verdichtung internatio-
naler Beziehungen (PERRATON et al. 1998: 136f.) zweifellos vorhanden. Zwar ist
die Auflösung nationaler Wirtschaftsformen weit weniger fortgeschritten, als einige
„Hyper-Globalisierungstheoretiker“ (PERRATON et al. 1998) uns glauben machen
wollen, doch ist die Bedeutung des Globalisierungsprozesses für wichtige gesell-
schaftliche Bereiche wie etwa Wirtschaft, Politik, Gesetzgebung, Kultur, Militär und
Technologie nicht zu übersehen. Weder nationale Ökonomien noch national-
staatliche Politik sind obsolet geworden, doch beide sehen sich durch die Globali-
sierung mit neuen Herausforderungen und Rahmenbedingungen konfrontiert.

Den beteiligten Gesellschaften entstehen im Kontext der Globalisierung eine
Reihe neuer Optionen, aber auch neuer Zwänge, die geeignet sind – wie unter
anderem ULRICH BECK immer wieder betont – das bislang mit einem gewissen
‚Finalitätsmythos‘ (BECK et al. 2001: 15) versehene Konstrukt der westlichen
Moderne zu bedrohen. Die Vorstellung, „daß ein gottähnlicher Blick der alles
kontrollierenden Rationalität möglich ist, gerät ebenso unter Anklage wie die
Vorstellung, der Westen verfüge über ein ‚Rezeptbuch‘ der Moderne.“ (ebda.) Dies
bedeutet nun freilich nicht die unumgängliche Angleichung derjenigen Gesell-
schaften, die am Globalisierungsprozess beteiligt sind. Vielmehr resultieren inter-
nationale Transaktionen ja gerade aus der Verschiedenheit der Bedingungen in
den einzelnen Staaten (PERRATON et al. 1998: 138).

BECK et al. (2001) prognostizieren zwar tiefgreifende Veränderungen der Sozi-
alstruktur westlicher Industriegesellschaften in Richtung auf mehr Individualisie-
rung, doch sie proklamieren auch nicht die Auflösung jeglicher verbindlicher
sozialer Strukturen und Beziehungen. Vielmehr glauben sie, in der ‚Reflexivität der
Moderne‘“ bzw. in der In-Frage-Stellung der Moderne durch die Moderne selbst
eine neue Qualität zu erkennen und beschreiben deren schrittweise Restrukturie-
rung.:

„Aus der ‚einfachen‘ wird eine ‚reflexive‘ Modernisierung in dem Maße, wie die Moder-
nisierung die Prämissen der Moderne entzaubert, wodurch sich am Ende die Voraus-
setzungen und Standards des Rechtsstaats, des Sozialstaats, der Nationalökonomie
und des korporatistischen Systems ebenso auflösen wie die der parlamentarischen
Demokratie; schließlich stehen auf tief eingeschliffene Muster von Normalbiographie,
Normalarbeit und Normalfamilie auf dem Prüfstand und müssen neu ausgehandelt
werden.“ (BECK et al. 2001: 19)

Der Unterschied zwischen der in Industrieländern bereits etablierten ‚ersten Mo-
derne‘ und der im Entstehen begriffenen ‚zweiten Moderne‘ besteht nach Ansicht
dieser Autoren:
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– in der sukzessiven Abnahme der Bedeutung nationalstaatlicher Politik und
nationalstaatlichen Handelns,

– in der Erosion ständisch eingefärbter kollektiver Lebensmuster,
– in der Machtverschiebung innerhalb der Geschlechterverhältnisse,
– in der Krise der Vollbeschäftigungs- und möglicherweise sogar der Erwerbsge-

sellschaft sowie
– in der politischen Dynamik einer als global wahrgenommenen ökologischen

Krise (BECK et al. 2001: 19ff.)

2. Unternehmenspolitik in Zeiten globalen Wettbewerbs

Unter der Bedingung globalen Handels, hoher internationaler Markttransparenz
und der Aufhebung internationaler Handelsbeschränkungen sehen sich Betriebe
einem hohen Kosten- und Wettbewerbsdruck ausgesetzt, der sie zu extrem knap-
pen Kalkulationen zwingt. Zugleich ist Wettbewerbsfähigkeit oftmals nur über die
Konzentration auf ausgewählte Aufgaben und die entsprechende Professionali-
sierung der Belegschaft zu erreichen (LAUR-ERNST 2001: 329). Kleine und mittlere
Unternehmen spezialisieren sich immer stärker, große Betriebe besinnen sich auf
ihre ‚Kernkompetenzen‘ (EHLER 1999; KORUNA 1999).

Doch die Betriebe konkurrieren nicht nur um Kunden und Warenabsatz, son-
dern auch um das international verfügbare Kapital. Die Orientierung der betriebs-
wirtschaftlichen Strategie am Shareholder-Value greift in Volkswirtschaften wie
der deutschen, in der immer mehr Betriebe an die Börse gehen, in den letzten
Jahren mindestens auf der Verlautbarungsebene um sich. Dieses Prinzip steht in
mancher Hinsicht Grundsätzen entgegen, die seit vielen Jahrzehnten Erfolgsga-
rant deutscher Unternehmensphilosophie gewesen sind. Das deutsche Wirtschafts-
system mit seinem hohen Anteil an tarifvertraglichen Regelungen und staatlicher
Regulierung der Arbeitsbeziehungen stand traditionell dem Stakeholder-Modell
recht nahe. Deutsche Betriebe bemühten sich darum, nicht nur die unmittelbaren
Bilanzergebnisse und den Aktienwert des Unternehmens hoch zu halten, sondern
Ansprüche ganz unterschiedlicher Akteure im Gleichgewicht zu halten: Unterneh-
mensstrategie und -politik wurden auch mit der Arbeitnehmerschaft, Betriebs- und
Personalräten, Aufsichtsräten und sonstigen Kontrollorganen sowie der eigentli-
chen Unternehmensführung abgestimmt. Darüber hinaus gehören sogar der Staat,
die Gewerkschaften, Lobbyisten, Wettbewerber und Konkurrenten, die Öffentlich-
keit und Aufsichtsbehörden zu den externen Stakeholdern, mit denen zwar keine
direkten Vertragsbeziehungen bestehen, deren implizite und explizite Ansprüche
jedoch ebenfalls zu berücksichtigt waren. Seit den Fünfziger Jahren und bis in die
Achtziger Jahre hinein galt dieses Corporate-Governance-Modell als besonders
vorteilhaft, verursachte es doch relativ geringe Kontrollkosten und zeichnete sich
durch eine hohe Stabilität aus, die langfristige Investitionen begünstigte (MATTHES

2000: 28). Doch den neuen Verhältnissen in einer globalisierten Welt scheint diese
Strategie nicht mehr angemessen zu sein.

Inzwischen wird nämlich von vielen Volkswirtschaftlern die Anpassung an ein
neues „Zeitregime“ (ALTVATER / MAHNKOPF 1996: 32), d. h. die Schnelligkeit der
Entscheidungen, des Einsatzes von Kapital und Produktionsmitteln und die Bereit-
stellung produktionsbezogener Ressourcen ‚just in time‘ zur conditio sine qua non
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des wirtschaftlichen Erfolgs erklärt. Nur wer angesichts rasanter Verfallsraten des
Wissens und extrem kurzer Innovationszyklen in der Lage ist, rasch und flexibel
auf Veränderungen zu reagieren, kann angesichts des Konkurrenzdrucks noch
bestehen. Eben dieser Flexibilität wird das bislang in Deutschland prägende
Konzept der Unternehmensführung nur beschränkt gerecht.3

3. Flexibilisierung der Arbeitsverhältnisse als ‚natürliche‘ Folge der Globali-
sierung?

Gerade im Bereich der Personal- und Arbeitsmarktpolitik wird die Forderung, ‚just
in time‘ zu agieren, zur Devise. Der durch den Globalisierungsprozess und den
intraindustriellen Handel ausgelösten Wettbewerb um die Qualität, die Kosteneffi-
zienz und die Neuartigkeit von Produkten und Dienstleistungen führt tendenziell zu
einer Entwertung einfacher Tätigkeiten. Globalisierung steigert weltweit gesehen
den Wettbewerb im Niedriglohnbereich (vgl. ALTVATER / MAHNKOPF 1996: 272) und
erhöht die Knappheitsprämie für besser qualifizierte Arbeitskräfte – eine Entwick-
lung, die den deutschen Arbeitsmarkt mit seinem relativ hohen Anteil an Investiti-
onsgüterindustrie im Prinzip begünstigt.

„Je intensiver die Lohnkonkurrenz im Weltmarkt, je höher die Gewinne in der Welt,
desto höher die Investitionen in Anlagen, Maschinen und Automobile, desto besser für
die Exporte Deutschlands, desto höher die Durchschnittslöhne hierzulande. Der deut-
sche Arbeitnehmer kann im Durchschnitt von der Globalisierung nur profitieren.“ (WEIZ-
SÄCKER 1999: 53)

Als vorteilhaft erweist sich hier besonders die Tatsache, dass Deutschland in den
Siebziger und Achtziger Jahren einen beinahe „lautlosen“ (KLEINERT et al. 2000:
186) Anpassungsprozess vollzog, in dessen Verlauf rund 5 Mio. Arbeitsplätze für
unqualifizierte Fachkräfte abgebaut wurden, jedoch etwa ebenso viele für qualifi-
zierte Arbeitende neu entstanden (ebda.). Dieser Austausch von weniger qualifi-
zierten, älteren Arbeitnehmern gegen jüngere, durchweg besser qualifizierte ent-

3 Die principal-agent-Theorie liefert uns Anhaltspunkte dafür, warum die „Kurzfrist-Orientierung“
die Wettbewerbsbedingungen so stark prägt. Grund dafür ist nach diesem Theoriemodell die
Delegation von Wirtschaftsinteressen an Geschäftsführer und Manager – ein konstitutives
Merkmal von Publikumsgesellschaften. Die Principal Agent-Theorie beschäftigt sich nun mit der
Frage, in welcher Weise die Interessen der Eigner eines Betriebes von denen der Manager
(bzw. der Delegierten) divergieren. Das Verhältnis zwischen beiden Gruppen kann nämlich
durch unterschiedliche Interessen, asymmetrische Informationsverteilung und ungleiche Hand-
lungsspielräume geprägt sein (Zimmermann/ Wortmann 2001: 289). Eigner sind in der Regel
nicht dazu in der Lage, die Geschäftsprozesse in ihrer ganzen Komplexität zu erfassen oder gar
zu kontrollieren. Sie begnügen sich notgedrungen mit reduzierten Informationen, im Extremfall
mit einigen wenigen, u. U. hochaggregierten Erfolgszahlen. Misst nun der Auftraggeber den
Erfolg des Delegierten an diesen Erfolgszahlen und tut er dies u. U. in relativ kurzen Abständen,
so ist der Delegierte geradezu gezwungen, solche kurzfristig günstigen Erfolgszahlen auch
vorzulegen und mit diesem Ziel auch betriebliche Entscheidungen zu treffen (Zimmermann/
Wortmann 2001: 291). Langfristig ertragreiche Projekte kann er dann nur begrenzt und nicht
gleichberechtigt mit kurzfristig ertragreichen Projekten verfolgen (Weizsäcker 1999: 26). Das
heißt: „Delegiertes Handeln verschiebt das Handeln in Richtung stärkerer Kurzfrist-Orientie-
rung, (während) [...] der Mensch [...] langfristorientiert (handelt), wenn es für sich selbst handelt“
(Weizsäcker 1999: 164).
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hielt wohl auch einen Teil rein formaler Qualifikationsverschiebung durch eine
höhere Beteiligung der Jugendlichen an den Ausbildungsangeboten des Dualen
Systems, lässt sich darauf aber nicht reduzieren. Das Duale System erwies sich
vielmehr als durchaus fähig, in großem Umfang auf neue Qualifikationsbedarfe zu
reagieren und den Ausbildungsstand der Arbeitnehmerschaft signifikant zu ver-
bessern.

Doch allein eine hohe durchschnittliche Qualifikation der Arbeitskräfte kann den
deutschen Arbeitsmarkt noch nicht vor den Folgen von technischer Entwicklung,
Rationalisierung und Globalisierung schützen. Die deutschen Arbeitsbeziehun-
gen, so wird geklagt, seien zu inflexibel. Nicht nur die hohen Lohnkosten, auch die
Bestimmungen des Kündigungsschutzes, die vertraglich festgesetzten Grenzen
des Einsatzes einer Arbeitskraft sowie die hohen Sozialleistungen hemmten die
Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes. Eine stärkere Lohnspreizung, die drasti-
sche Senkung von Unternehmenssteuern und von obligatorischen Sozialleistun-
gen sei eine unabdingbare Voraussetzung für die Senkung der Arbeitslosenzah-
len, aber auch für das schlichte Überleben insbesondere vieler kleiner und mittle-
rer Unternehmen. Hohe Löhne bei niedriger Arbeitsproduktivität führten besonders
im Bereich der gering Qualifizierten zum Abbau vorhandener und Verhinderung
neuer Beschäftigung (kritisch dazu: SCHÄFER 2000: 534).4  Gegner des Billiglohn-
konzeptes dagegen befürchten eine starke Zunahme der ‚working poor‘ und
möchten die niedrig qualifizierten Bevölkerungsgruppe besser qualifizieren, um
ihnen Zugang zu gesicherten und gut bezahlten Positionen zu verschaffen.

Neuere Studien des MAX-PLANCK-INSTITUTS FÜR BILDUNGSFORSCHUNG in Berlin
verweisen allerdings auf Argumentationsfehler bei Diskutanten beider Richtun-
gen. Tatsächlich habe nicht nur die Zahl der Arbeitsplätze für gering Qualifizierte in
den letzten Jahren stark abgenommen, sondern – auf dem Wege der Bildungsex-
pansion – auch die Zahl der niedrig Qualifizierten selbst. Auffällig sei dagegen,
dass laut Angaben des INSTITUTS FÜR ARBEITSMARKT- UND BERUFSFORSCHUNG

etwa ein Viertel der Fachkräfte mit betrieblicher Ausbildung unterwertig, d. h. auf
Arbeitsplätzen für Unqualifizierte beschäftigt sind (TESSARING 1995, zit. n. SOLGA

2000). Es fehlen demnach also nicht etwa Arbeitsplätze im Bereich der niedrig
Qualifizierten sondern vielmehr im Bereich mittlerer Qualifikationen – ein Hinweis
auf eine zunehmende Polarisierung der Qualifikationsanforderungen, bei der mitt-
lere Segmente auf Facharbeiter- bis Meister- bzw. Technikerebene unter Druck
geraten (vgl. dazu schon DREXEL 1993). Auch die Verhältnisse in den Betrieben
sprechen allenfalls für eine Heterogenisierung der Qualifikationsanforderungen,
nicht aber für ihre allgemeine Absenkung.

Sehr deutlich ist diese Entwicklung im Dienstleistungsbereich. Traditionell spielten
sich Veränderungen der Arbeitsorganisation hier vor allem im Zuständigkeitsbe-
reich der operativen Funktionen oder Tätigkeiten ab (z. B. in Bezug auf die
zunehmende Automatisierung des Schreibens, die Entwicklung des Formularwe-

4 Diesen Argumenten setzt Schäfer entgegen: „Auf Dauer erzeugen nur eine relativ flache
Einkommenspyramide und darunter moderat gespreizte Löhne die notigen Wachstumsbedin-
gungen, vor allem eine hohe Bereitschaft zu Bildung und Ausbildung, ergiebige Staatseinnah-
men, befriedigende Infrastruktur und gute Produktivität. Die Beziehung zwischen ökonomischer
Effizienz und sozialer Gerechtigkeit ist demnach ein harmonische und keine konfliktträchtige.“
(Schäfer 2000: 534f.)
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sens oder die Verbreitung moderner Kommunikationsmittel). Die Angestellten, mit
dispositiven Tätigkeiten (Planen, Anordnen, Beraten) waren bislang von techni-
schen und arbeitsorganisatorischen Veränderungen nur insofern betroffen, als
bestimmte Routinetätigkeiten aus ihrem Zuständigkeitsbereich ausgelagert wur-
den (vgl. BAETHGE / OBERBECK 1986: 21). Doch mit der breiten Einführung von
neuen Datenverarbeitungs- und Kommunikationstechniken wandeln sich die Dy-
namik und das Prinzip der Innovationen grundlegend. Arbeitsorganisationsmaß-
nahmen betreffen heute nicht mehr einzelne Tätigkeiten aus dem operativen
Bereich, sondern umfassen als systemische Rationalisierung5  den gesamten
Betriebsablauf.

Im Gegensatz zu früher sind von solchen Systemveränderungen nicht nur
Hilfsfunktionen und Routinetätigkeiten, sondern auch der Kernbereich der profes-
sionellen Dienstleistungen betroffen. Es geht bei diesen Rationalisierungsmaß-
nahmen (anders als im industriellen Sektor) nur zum Teil um den Ersatz mensch-
licher Arbeit durch Maschinen. Die Veränderungen im professionellen Kernbereich
der Beratung und direkten Dienstleistung zielen vielmehr darauf ab, Marktanteile
zu sichern, d. h. neue Kundenkreise zu erschließen und vorhandene langfristig an
das Unternehmen zu binden. Statt einzelne Funktionen und Tätigkeitsbereiche
bestimmten Sachbearbeitern zuzuweisen, sollen Kundinnen und Kunden möglichst
nur mit einer Mitarbeiterin bzw. einem Mitarbeiter zu tun haben, die dann alle
Aspekte ihres Anliegens klären und bearbeiten (vgl. ADLER 1999: 41).

Doch dieser Trend – das wird nach einer Phase anfänglichen Optimismus
inzwischen überdeutlich – begünstigt nur einen Teil der Arbeitenden im Dienstleis-
tungsbereich. Die Gesamtentwicklung kann mit BAETHGE dagegen als „polarisie-
rende Heterogenisierung der Belegschaftsstruktur“ beschrieben werden (BAETHGE

2001: 32f.). Dienstleistungsunternehmen wie z. B. Banken differenzieren deutli-
cher als früher zwischen beratungsintensiven Geschäften mit ‚wealthy clients‘ für
die professionalisiertes Personal mit hoher Fachkompetenz und breiten Entschei-
dungskompetenzen bereitgehalten wird und solchen quantitativ umfangreichen
Geschäften, die z. B. an Call-Center oder angelerntes Personal ausgelagert wer-
den oder der automatisierten Bearbeitung überlassen bleiben.

Auch im Einzelhandel begünstigt der sich verschärfende Wettbewerb Strategi-
en, die auf eine Expansion der Verkaufsflächen, Ausdehnung der Ladenöffnungs-
zeiten, hohen Werbeaufwand und eine aggressive Preispolitik setzen, und be-
nachteiligt den mittelständischen (Fach-)Einzelhandel, der traditionell gute Kun-
denberatung propagierte und überdies auch bedeutend ausbildungsintensiver war
als die Großbetriebe.6  Unter diesen Bedingungen tendieren viele Betriebe dazu,

5 Damit sind solche Rationalisierungsprozesse gemeint, bei denen „unter Nutzung neuer, mikro-
elektronisch basierter Datenverarbeitungs- und Kommunikationstechnik der betriebliche und
überbetriebliche Informationsfluß, die Kommunikation über und die Kombination von Daten, die
Organisation der Betriebsabläufe und die Steuerung der unterschiedlichen Funktionsbereiche in
einer Verwaltung bzw. in einem Unternehmen in einem Zug neu gestaltet werden.“ (Baethge/
Oberbeck 1986: 22)

6 Wo Flächenangebot und Nachfrage auseinander driften und die Flächenproduktivität (Umsatz je
Quadratmeter Verkaufsfläche) sinkt, bedarf es einer Kompensation auf der Kostenseite. Diese
wird in der Regel in der Verringerung der Personalkosten gesucht, was dazu führt, dass auf der
vorhandenen Fläche weniger Personal eingesetzt wird, und es damit zu einer Einschränkung
von Service-Intensität und Dienstleistungsfunktionen kommt (Baethge 2001: 36).
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weniger beratungsintensiven Service anzubieten und wenig qualifizierte Teilzeit-
und Aushilfskräfte einzustellen. Der Handel, so postuliert BAETHGE verliert an
Attraktivität und erhält die Dynamik einer „qualifikatorischen Abwärtsspirale“ (BAETH-
GE 2001: 37), so dass in Zukunft mittlere Führungskräfte kaum noch aus der Zahl
der ausgebildeten Einzelhandelskaufleute rekrutiert werden können.7

Im gewerblichen Bereich stellt sich die Situation noch ein wenig anders dar.
Zwar ist Automatisierung auch in modernen Industriebetrieben nicht ubiquitär, und
immer noch werden viele Arbeitskräfte für die Bestückung von Maschinen oder
einfache Überwachungs- und Kontrollaufgaben eingesetzt. Doch der Anteil derje-
nigen qualifizierten Fachkräfte, die auf relativ hohem Qualifikationsniveau pro-
blemlösend und systemregulierend tätig sind, ist verhältnismäßig hoch.

Die Einführung prozessgesteuerter Produktionsverfahren in der modernen In-
dustrie bringt es mit sich, dass sich die Qualifikationsanforderungen in diesem
Bereich sukzessive von der technischen, stoffbezogenen Ebene, die bei der Arbeit
an konventionellen Maschinen noch überwiegt, zu abstrakteren Anforderungsele-
menten hin verschiebt, wie etwa vorausschauendes Handeln und Planen, das
Verstehen und Beherrschen von Prozessabläufen oder das Verständnis von
Zusammenhängen. Der unmittelbare Bezug der Arbeitenden zum Fertigungsab-
lauf wird durch das „Zwischenschieben“ (SPÖTTL 1996: 246) der Elektronik mehr
und mehr aufgelöst.

Der Anteil manueller, sinnlich erfahrbarer Handlungsabläufe nimmt ab, statt-
dessen sind Arbeitende mit der Beobachtung und Kontrolle automatisierter Pro-
zesse befasst. Zugleich entstehen Arbeitenden aus dem technischen und arbeits-
organisatorischen Wandel der letzten Jahrzehnte aber auch neue Anforderungen
im Bereich des kognitiven, systematisierten Fachwissens, das nunmehr umfassen-
dere betriebliche und sachliche Zusammenhänge umfasst und insbesondere auch
Arbeitsprozesse und Kommunikationsstrukturen im Gesamtbetrieb einschließt.

Zugleich existieren neben diesen anspruchsvollen Tätigkeiten in modernen
Produktionsbetrieben auch im gewerblichen Bereich eine hohe Zahl von Arbeits-
plätzen, deren Inhaberinnen und Inhaber zu den Verlierern des technischen,
arbeitsorganisatorischen und ökonomischen Wandels zählen müssen. Auch Hand-
werksbetriebe sind heute sehr häufig von Großkunden mit Monopolstellung ab-
hängig. Neue Franchising- oder Subunternehmerbeziehungen schränken nicht
nur die unternehmerische Handlungsautonomie, sondern auch die Produktpalette
ein, so dass eine schleichende Reduktion der Arbeitsvielfalt und damit einherge-
hend eine Entwertung der Handwerkerexpertise eintritt. Die arbeitsteilige Produk-
tion der Industrie setzt sich dort fort, wo Klein- und Mittelbetriebe als Zulieferer
eingebunden werden.

7 Diese Strategie wurde, wie Baethge (2001: 35) berichtet, erstmals in den neuen Bundesländern
angewandt. „Hier setzte man in Ermangelung von genügend Fachpersonal für ein westliches
Warensortiment [...] und angesichts einer konsequent preisbewussten und Billigangebote hono-
rierenden Kundschaft [...] auf eine Niedrigpreis-, Niedriglohn- und Niedrigqualifizierten-Strate-
gie. [...] Die Funktionen des Warenauspackens, Regalauffüllens, Reinigens wurden durch
jeweils separat arbeitende Teilzeitkräfte, die unter- und außertariflich bezahlt wurden und nichts
mit dem Verkaufspersonal zu tun hatten, ausgeführt. Man nutzte die Situation eines unbegrenz-
ten Arbeitsangebots, machte aus der geschilderten Not eine Untugend und aus dieser eine
Strategie, die heute auch im Westen praktikabel erscheint.“
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Festzuhalten ist also: Die durch Technisierung und neue Formen der Arbeitsor-
ganisation entstandene Heterogenisierung der Arbeitsverhältnisse in ganzheitlich
angelegte, mit hohen Problemlöseanforderungen ausgestattete Arbeitsplätze ei-
nerseits und niedrig entlohnten Arbeitsplätzen ohne hohe Qualifikationsanforde-
rungen andererseits, hat je nach Wirtschaftsbereich und Tätigkeitsfeld unter-
schiedliche Ausprägungen, ist aber durchgängig feststellbar. Die Ausbildungsan-
sprüche beider Pole klaffen weit auseinander.

Berufspädagogen und Berufsbildungspolitiker sehen sich angesichts dieser
Entwicklungen mit der Frage konfrontiert, wie reaktiv bzw. offensiv sie mit der
Situation umgehen sollten.

4. Globalisierung und Qualifikation

Die Globalisierung nimmt auf pädagogisches und berufspädagogisches Handeln
enormen Einfluss. Sie tut dies – wie HORNSTEIN (2001: 517ff.) ausführt – sogar
dann, wenn sie, wie einige Beobachter annehmen, als real existierender Prozess
gar nicht vorhanden ist. Denn was immer diejenigen, die von Globalisierung
sprechen, damit meinen, sie erzeugen allein durch den Gebrauch den Begriffes
eines soziale Realität, der sich pädagogisches Tun kaum mehr entziehen kann:

„Dies kann in vielfältiger Weise erfolgen: als Drohung (wer sich nicht der Globalisierung
stellt, der wird untergehen), als Aufforderung (sich den Herausforderungen zu stellen,
die mit den Konkurrenzverhältnissen in einer sich globalisierenden Welt verbunden
sind), als Bedrohung (die Angst erzeugt, von der Globalisierungswelle überrollt zu
werden). In dieser Weise ist Globalisierung gesellschaftliche Realität – unabhängig
davon, was es damit in Wirklichkeit auf sich hat.“ (HORNSTEIN 2001: 525)

Die Friktionen, die sich mit einem Ausbildungssystem ergeben, das – wie das beim
deutschen der Fall ist – die Erstausbildung und frühzeitige Spezialisierung in so
erheblichem Maße betont, werden inzwischen sehr deutlich.8  Und so fragt BAETH-
GE-KINSKY zum einen

„welche konkreten fachlichen Bestandteile ein Ausbildungsprofil noch haben kann, die
sich in die spätere Arbeit sinnvoll ‚hinüberretten‘ lassen. Zum anderen erscheint offen,
ob es sich überhaupt noch um ein Profil handelt, dass in toto über eine ‚duale‘
Facharbeiterausbildung abgedeckt und dabei vom durchschnittlichen Jugendlichen in
einer Zeitspanne von 3 bis 3 1/2 Jahren bewältigt werden kann.“ (BAETHGE-KINSKY 2001:
95)

Weder die Inhalte, noch die Struktur der dualen Ausbildung können unberührt
bleiben, wenn Flexibilität der Qualifikationsprofile zum berufspädagogischen Ziel-
begriff werden soll. Und so werden Veränderungen auf ganz unterschiedlichen
Ebenen gefordert:

8 Umgekehrt wirken Form und Inhalt deutscher Berufsbildung u. U. auch auf Unternehmensstra-
tegien deutscher Betriebe. So vermuten Kleinert et al. (2000: 188): „Es ist daher nicht auszu-
schließen, dass das Ausbildungssystem eine wesentliche Ursache für die technologische
‚Nischenstrategie‘ deutscher Unternehmen darstellt. Dies äußert sich in einer starken Betonung
inkrementaler Innovationen auf der Grundlage traditioneller Basistechnologien und einer relati-
ven Schwäche im Bereich der Hochtechnologie.“
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– Nachfrageorientierung der Curricula: Der Aushandlungsprozess zwischen
Arbeitsmarkt und Wirtschaftsunternehmen, bei dem Betriebe Entscheidungen
im Bereich der innerbetrieblichen Arbeitsteilung sowie der Investition in Produk-
tionsmittel u. a. auch von vorhandenen Qualifikationsprofilen abhängig ma-
chen, und umgekehrt die berufliche Qualifizierung (zukünftiger) Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter sich an den betrieblichen Strukturen ausrichtet, gerät in
Bewegung. Die geforderte Flexibilität qualifizierter Arbeitskraft ermöglicht den
Betrieben größere Entscheidungsfreiheiten und verlangt der beruflichen Bil-
dung stärkere Anpassungsleistungen ab. Die Curricula beruflicher Bildung
haben sich an der Qualifikationsnachfrage der Arbeitswelt zu orientieren.
Offen bleibt dabei zunächst, auf welche Weise die je aktuellen Anforderungen
der Betriebe denn erfasst und curricular umgesetzt werden sollen. Wenn Curri-
cula sich stärker an der Realität in der Arbeitswelt orientieren sollen, müssen
Curriculumkonstrukteure dazu in die Lage versetzt werden, zu erfahren, worin
diese ‚Realität‘ jeweils besteht und über Instrumente verfügen, diese Informati-
onen in Curricula zu übersetzen.

– Flexibilisierung der Ausbildungswege: Doch diese inhaltliche Anpassung
der beruflichen Bildung erweist sich angesichts veränderter Bildungszeiten und
dem Anspruch lebenslangen Lernens als unzureichend. Flexibilisiert werden
sollen nicht nur Inhalte, sondern auch die Strukturbedingungen des Lernens
und so wird eine Individualisierung der Lernwege in Bezug auf Ort und Zeit,
Medien und Methoden gefordert. Das Leben Erwachsener ist durch eine Viel-
zahl privater und geschäftlicher Verpflichtungen geprägt, die es mit einem
kontinuierlich gewordenen Weiterlernen abzustimmen gilt. Studierende sind in
weit stärkerem Maße als früher darauf angewiesen, auch während des Studi-
ums einer Erwerbstätigkeit nachzugehen. In der Produktion haben Rationalisie-
rungsprozesse in vielen Betrieben zu einem effizienzorientierten Zeitmanage-
ment eingeführt, das den zeitlichen Spielraum für Weiterbildung einschränkt.
Auch das Privatleben ist häufig verplant und zwar schon dadurch, dass Berufs-
tätige nicht mehr unbedingt selbstverständlich über PartnerInnen an der „Fami-
lienfront“ verfügen, die sie von familiären Verpflichtungen entbinden würden.
Die Bildungsorganisation hat sich diesen veränderten Randbedingungen auf
Seiten der „Kunden“ anzupassen. Flexibilität in Bezug auf Ort und Zeit sowie
ein individuelles Lehr-/Lernarrangement je nach Möglichkeiten der Lernenden
sind vonnöten, will man erwachsene Lernende tatsächlich erreichen.

– Einbezug informellen Lernens: Zugleich wird der institutionell gebundene,
formalisierte und auf eine fest definierte Lebenszeit begrenzte Wissenserwerb
in Schulen und Ausbildung offenbar den Anforderungen moderner Wirtschafts-
und Gesellschaftssysteme alleine nicht mehr gerecht. Das lebenslange Lernen
für möglichst alle Gesellschaftsmitglieder bedarf vielmehr der Einbettung in
eine besondere Lernkultur, die auch offene und informelle Lernprozesse mit
einschließt. Lernen könne heute nicht mehr in einem vom sonstigen Lebenszu-
sammenhang separierten Gesellschaftsbereich verortet werden, so argumen-
tiert etwa die OECD, sondern müsse als learning-by-doing, learning-by-using
und learning-by-interacting in den alltäglichen Handlungsroutinen verwurzelt
sein und aus ihnen erwachsen (FORAY / LUNDVALL 1996: 13). Flexibilisierung
der Lernstrukturen heißt somit auch: Öffnung für informelles, erfahrungsbasier-
tes Lernen.
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4.1. Internationale Trends

Wenn internationaler Wettbewerb als das Movens berufspädagogischer Innovati-
onen hier thematisiert werden soll, so scheint es angebracht, einen Blick über die
Grenzen zu werfen und die Fortschritte ‚konkurrierender‘ Gesellschaften in Bezug
auf Flexibilisierung von Inhalten und Strukturen intensiver zu betrachten. Unter-
schiede und Ungleichgewichte im Vergleich zur deutschen Berufsbildung fallen
dabei unmittelbar ins Auge.

Vor allem (aber längst nicht ausschließlich) Curriculumkonstrukteure englisch-
sprachiger Länder bemühen sich seit Jahren, die Inhalte beruflicher Bildung an
den unmittelbaren Erfordernissen der Arbeitswelt auszurichten. Zu den bekann-
testen Instrumenten, die in diesem Kontext entwickelt wurden, gehört die Methode
DACUM – ein Akronym für Develop A Curriculum. Ursprünglich aus Nordamerika
(Kanada/USA) stammend, wird sie inzwischen in einer Reihe von Ländern, unter
ihnen Mexiko, Singapore, England und Japan regelmäßig eingesetzt, mitunter
allerdings in stark modifizierter Form.

Anders als arbeitswissenschaftlich orientierte Tätigkeitsanalysen deutscher Pro-
venienz zielt DACUM weniger auf eine empirisch gestützte objektivierte Beschrei-
bung bestimmter Arbeitshandlungen, sondern befragt diejenigen Personen, die
eine bestimmte Tätigkeit regelmäßig ausführen, selbst nach den Abläufen und
Charakteristika ihrer Arbeit.

Auf mehrtägigen Workshops beschreiben berufserfahrene Expertinnen und
Experten aus der Wirtschaft unter Anleitung eines speziell in der DACUM-Metho-
de ausgebildeten Moderators bzw. einer Moderatorin (facilitator) Arbeitsaufgaben
(NORTON 1985: 10). Die Erfassung beruflicher Qualifikationen nach DACUM ge-
schieht mit Hilfe eines hierarchischen Systems, an dessen Spitze Berufe (occupa-
tions) bzw. berufliche Tätigkeiten (jobs) stehen und die sich absteigend in Aufga-
ben (duties), Tätigkeiten (tasks) und Arbeitsschritte (steps) aufgliedern. Konstitutiv
für die Methode ist die formale Strenge, mit der diese zentralen Kategorien auf die
zunächst möglichst offenen Tätigkeitsbeschreibungen der anwesenden Experten
angewandt werden (vgl. KOHN 1997: 17).

Die Expertengruppen erfassen nicht nur die zur Erfüllung der Arbeitsaufgaben
notwendigen Verhaltensweisen (workers behavior) und ihre allgemeinen Kennt-
nisse und Fähigkeiten (general knowledge and skills). Sie benennen auch die zur
kompetenten Erledigung der Aufgabe notwendigen Werkzeuge, Materialien und
Ausstattung (tools, equipment, supplies, and materials) sowie Hinweise auf zu-
künftige Trends und Entwicklungen (future trends/concerns) (NORTON 1985: 56ff.).

Eine andere verbreitete Methode zur Identifizierung von Anforderungsprofilen
stellt die so genannte ‚Funktionsanalyse’ (functional analysis bzw. análisis funcio-
nal) dar, die – ausgehend von England und Schottland – heute ebenfalls in vielen
Ländern eingesetzt wird. Die Funktionsanalyse geht im Vergleich mit DACUM
oder den traditionellen Tätigkeitsanalysen insofern den entgegengesetzten Weg,
als sie nicht induktiv vom speziellen Arbeitsplatz auf allgemeine Anforderungen
schließt, sondern ausgehend von der zentralen Aufgabe einer ganzen Branche
oder eines bestimmten Betriebes Einzelfunktionen entschlüsselt.

Funktionsanalysen identifizieren Aufgaben- und Tätigkeitsbereiche, die inner-
halb eines Geschäftsprozesses in einer beschreibbaren Art und Weise zur Errei-
chung der Produktions- und Unternehmensziele beitragen. Die leitende Fragestel-
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lung lautet dabei: „What needs to happen for this key purpose to be achieved?“
(ANTA 2001: 15). Auf diese Weise gelangen die Funktionsanalytiker von der
Ebene professionellen Handelns und allgemeiner Kompetenzen bis zu grundle-
genden Unterfunktionen und einfachen Aktivitäten. Diese Funktionen werden
dann weiter in Einzelfunktionen (simple funcion, función productiva) bzw. bis auf
die Ebene einzelner Arbeitsplätze hinunter gebrochen. Dies geschieht anhand von
Ursache-Wirkungsketten, d. h. es werden nicht etwa deskriptiv Ablaufdiagramme
dargestellt, sondern abstrakte, gesamthafte Funktionen in sichtbaren Arbeitsauf-
gaben konkretisiert.

Ob nun wie bei DACUM die Aufgabenprofile von der einzelnen Tätigkeit bis zur
komplexen Aufgaben synthetisiert oder wie bei der Funktionsanalyse aus komple-
xen betrieblichen Gesamtfunktionen Einzelaufgaben herausgefiltert werden: Im
Ergebnis liefern beide Verfahren sogenannte Kompetenzstandards (occupational
standards, competency standards), d. h. konkrete Beschreibungen von Aufgaben,
die in der Arbeitswelt als typisierte Bündel von Einzelfunktionen auffindbar sind.

Kompetenzstandards werden in einer bestimmten, vorgegebenen Art und Wei-
se formuliert und enthalten in der Regel:

– einen Namen, d. h. die Bezeichnung der zu erwerbenden Kompetenz,
– eine allgemeine Beschreibung,
– ausdifferenzierte Kompetenzelemente, die mit dem Standard eingefordert wer-

den,
– operationalisierte Leistungskriterien und
– eine Auflistung derjenigen Rahmenbedingungen, in denen das Vorhandensein

der Kompetenz geprüft werden soll.

Beispiel: Competency Standard Australien

Competency Standard: (BSA97) Administration

Unit Description
This Unit covers being able to receive and
pass on written and verbal messages
within enterprise timelines.

Elements of Competency and
Performance Criteria

Receive and relay oral messages

Range of Variables

Enterprise procedures and policies
(e.g.telephone protocol)

Types of messages (telephone, verbal, email)

Originators of messages (internal/external)

Evidence Guide
Routine is that which occurs within the con-
text of everyday work tasks and activities.
Evidence of satisfactory performance in this
Unit is best obtained by observation of per-
formance, questioning and discussion. More
specifically, to indicate understanding and
knowledge of receiving and passing on mes-
sages according to enterprise procedures
and policies.

Um die Bedeutung von Instrumenten wie DACUM oder die Funktionsanalysen
angemessen beurteilen zu können, muss man sie vor dem Hintergrund einer
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vielerorts ausschließlich schulischen Ausbildungstradition betrachten. Wenn etwa
in der australischen Berufsausbildung die ehemals fächersystematisch geglieder-
ten Berufsausbildungen sich nun in Struktur und Inhalt an den unmittelbaren
Erfordernissen der Arbeitswelt ausrichten sollen, so stellt dies ein erhebliches
Novum dar.

Und noch ein weiterer Aspekt verweist auf die Innovationskraft, welche die
neuen Curricula für die betroffenen Ausbildungssysteme entfaltet: Durch die Ein-
heitlichkeit der Methode, mit der Kompetenzstandards ermittelt werden, und durch
ihre standardisierte Form bilden sie Grundeinheiten einer systematisierten, in sich
logisch aufgebauten Struktur von Zertifikaten, die als Einzelqualifikationen Wert
besitzen, sich aber auch untereinander kombinieren lassen und dann als Qualifi-
kationsbündel Eingang in Gesamtqualifizierungssysteme finden.

Die Standards orientieren sich an den Erfordernissen der Arbeit. Sie beschrei-
ben nicht den Lernprozess, sondern dessen Ergebnis (outcome orientation). Damit
bilden sie zwar Hinweise (und zwar häufig die einzigen) für die Entwicklung von
Lehrplänen oder Ausbildungsplanung, doch sie determinieren diese nicht. Dieser
Verzicht auf die Regulierung des eigentlichen Lern- und Ausbildungsprozesses bleibt
für die Struktur und Organisation von Ausbildung in der Regel nicht folgenlos.

So befördert die Entwicklung von Kompetenzstandards auch die Flexibilisie-
rung der Ausbildungsstrukturen. Wenn Ausbildungsgänge nicht mehr einer fach-
systematischen Logik folgen, sondern prinzipiell nebeneinander stehende Einhei-
ten in weitgehend beliebiger Reihenfolge vermitteln, dann ist der Schritt zur
Modularisierung dieser Ausbildungseinheiten nicht mehr weit – und wird in den
angelsächsischen Ländern auch vielfach vollzogen.

Staatliche Aufsicht über Bildungsinstitutionen wird in verschiedenen Ländern
vor allem auf dem Wege der Akkreditierung der Bildungseinrichtungen oder sog.
Institution Rankings erreicht. Dagegen wird auf der Ebene der einzelnen Bildungs-
angebote kaum noch staatlich reguliert. Flexible Ausbildungsstrukturen (flexible
delivery) sollen den individuellen Lernbedürfnissen und -interessen besser und
präziser entsprechen. So werden etwa in Australien von staatlicher Seite explizit
nicht formal geregelt (LAUTERBACH et al. 1997: AUS 73):

– welche Möglichkeiten des Ein- und Ausstiegs in Ausbildungsmaßnahmen und
Module Institutionen offerieren,

– welche Lerninhalte, in welchen Lernzeiten, bei welcher Dauer der Ausbildung,
mit Hilfe welcher Methoden und an welchen Lernorten vermittelt werden,

– ob und welche begleitenden und fördernden Maßnahmen angeboten werden
sollen,

– welche Lerntechnologien einzusetzen sind,
– wie der Zugang zu Lernressourcen sicher gestellt werden kann und
– in welcher Form Lernerfolgskontrollen während der laufenden Lehrgänge durch-

zuführen sind.

Auch Fernstudienkurse, gemischte Verfahren (mixed mode) mit Präsenz- und Selbst-
lernelementen oder informelles Lernen werden durch diese Offenheit begünstigt.

Festzuhalten ist: Auf internationaler Ebene werden derzeit erhebliche Anstren-
gungen unternommen, um durch Flexibilisierung der Inhalte und Strukturen beruf-
licher Bildung den eingangs geschilderten Unternehmensstrategien unter den
Bedingungen eines globalisierten Wettbewerbs zu entsprechen. Verschiedene,
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vor allem englischsprachige Länder beschreiten den Weg einer zunehmenden
Modularisierung arbeitsorientierter Inhalte und einer sehr großen Offenheit der
Lernwege. Staatliche Regulierung verlagert sich zunehmend von der Kontrolle
standardisierter Bildungsprozesse in Schulen und Lehrgängen zu einer Normie-
rung der Ergebnisse im Rahmen von Zertifizierungsverfahren.

4.2. Und Deutschland?

Deutsche Ausbildungsverhältnisse sind mit denen anderer Länder in vieler Hin-
sicht nicht recht vergleichbar. Die komplexen Ursachen dieser Verschiedenartig-
keit sind in den vergangenen Jahrzehnten breit diskutiert und in ihren historischen
(z. B. KELL / FINGERLE 1990; HARNEY 1997; LIPSMEIER 1997), arbeitsstrukturellen
(z. B. BAETHGE et al. 1995; DREXEL 1993, GEORG 1996) und sozio-kulturellen (z. B.
GREINERT 1996, LIPSMEIER 1994) Implikationen aufgearbeitet worden. Deutsch-
land verfügt – nur dieser Aspekt sei hier herausgegriffen – über ein einheitliches,
fest institutionalisiertes und rechtlich abgesichertes System zur Gestaltung und
Durchführung von Ausbildungsgängen. Das führt dazu, dass Veränderungen auf
struktureller Ebene, wie sie zuvor für Länder wie England, Australien, Spanien
oder Mexiko beschrieben wurden, in dieser Form in Deutschland weder ange-
strebt noch realisiert werden.

So findet eine Standardisierung der Prüfungsleistungen schon deshalb nicht
statt, weil in Deutschland Prüfungen innerhalb des dualen Systems bereits verein-
heitlicht sind. Das Berufsbildungsgesetz schreibt in § 34 und § 35 Abschlussprü-
fungen auf der Grundlage der Ausbildungsordnung für anerkannte Ausbildungsbe-
rufe vor. Und während Länder wie Großbritannien oder Spanien auf die Freiwillig-
keit der Zertifikatsregelung setzen, regelt der Ausschließlichkeitsgrundsatz deut-
scher Berufsbildung sogar, dass Jugendliche unter 18 Jahren in anderen als
anerkannten Ausbildungsberufen nur dann ausgebildet werden können, wenn
diese auf den Besuch weiterführender Bildungsgänge vorbereiten. Eine darüber
hinausgehende Standardisierung der Prüfungsleistungen erübrigt sich bei uns.

Auch auf inhaltlich-curricularer Ebene bieten die international vorfindlichen
Ausbildungskonzepten nur begrenzt Anknüpfungspunkte. Dass sich die Inhalte
beruflicher Bildung vor allem an einer kompetenten Bewältigung mehr oder minder
komplexer Arbeitssituationen orientieren sollte, ist innerhalb des dualen Systems
beruflicher Bildung seit Ende des 19. Jahrhunderts im Prinzip Konsens und wird
sowohl auf institutioneller Ebene durch die Verknüpfung der beiden Lernorte, als
auch durch die Ausrichtung berufsschulischer Curricula an den Belangen der
Arbeitswelt realisiert.

So könnte man also annehmen, die deutsche Berufsbildung sei gegen An-
wandlungen in Bezug auf Flexibilisierung der Inhalte und Strukturen recht gut
gefeit. Doch auch bei uns werden in den letzten zehn Jahren Bestrebungen
sichtbar, die in diese Richtung zielen:

Seitdem im Mai 1996 die Kultusministerkonferenz ihre „Handreichungen für die
Erarbeitung von Rahmenlehrplänen für den berufsbezogenen Unterricht in der
Berufsschule...“ verabschiedete, orientieren sich eine zunehmende Zahl deut-
scher Ausbildungsordnungen und Lehrpläne nicht mehr an der üblichen Fächer-
aufteilung des Technikunterrichtes (Technologie, Technische Mathematik, Ar-
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beitsplanung, Technologiepraktikum usw.), sondern an neu konzipierten Lernfel-
dern, die mit Blick auf berufliche Arbeitssituationen und betriebliche Geschäftspro-
zesse ausgewählt werden.

Die curriculare Neustrukturierung zielt auf eine veränderte didaktische Pers-
pektive: Passungsprobleme zwischen den in der Berufsschule vermittelten Qualifi-
kationen und den Anforderungen des Betriebes sollen durch die Ausrichtung an
betrieblichen Handlungssituationen minimiert werden. Auch halten die Vertreter
des Lernfeldkonzeptes ein handlungsorientiertes Vorgehen für lernpsychologisch
sinnvoller und erwarten höhere Transferleistungen zwischen Lernen und Anwen-
den. Die Bezeichnung eines solchen Lernfeldes entspricht einer möglichst präzi-
sen und knappen Arbeitsbeschreibung („Herstellen von Wellen“, „Verkaufsgesprä-
che im Teile- und Zubehörbereich führen und Kunden beraten“). Die Zielformulie-
rungen und Inhalte, die diese ‚Überschrift‘ operationalisieren, definieren den di-
daktischen Schwerpunkt und das Anspruchsniveau des lernfeldbezogenen Unter-
richts. Gleichzeitig sind die Zielangaben jedoch relativ abstrakt formuliert, um den
Rahmenlehrplan für organisatorische und technologische Veränderungen offen zu
halten (KULTUSMINISTERKONFERENZ 1999: 15f.).

Ein weiterer Beitrag zur Diskussion um die Orientierung beruflicher Curricula an
Arbeits- und Geschäftsprozessen kommt aus Bremen. Das Konzept der „entwick-
lungslogischen Lehrplanstruktur“, wie es am Bremer INSTITUT FÜR TECHNIK UND

BILDUNG seit ca. 1991 von Autoren wie RAUNER, SPÖTTL, ZEYMER und PETERSEN

am Beispiel eines „integrierten Berufsbildungsplanes für KFZ-Mechatroniker“ erar-
beitet wurde, orientiert sich an den Ergebnissen der Experten-Novizen-Forschung,
insbesondere den Thesen von DREYFUS und DREYFUS (1987).9

Individuen durchlaufen demnach beim Erwerb von beruflichen Kompetenzen
die fünf Etappen Neuling, fortgeschrittener Anfänger, kompetenter Akteur, Profes-
sioneller und Experte. Diesen Entwicklungsstufen werden vier Wissensformen
zugeordnet, nämlich erstens das Orientierungs- und Überblickswissen, zweitens
das Zusammenhangswissen, drittens das Detail- und Funktionswissen sowie
viertens das erfahrungsbasierte, fachsystematische Vertiefungswissen. Nach Vor-
stellung der Bremer Autoren sollen Auszubildende diese Phasen bewusst nach-
vollziehen und dabei durch je angemessene Arbeitsaufgaben10  unterstützt wer-
den (vgl. RAUNER 1999: 436ff.). Bezüglich der Methoden, in denen die Experten-
workshops einen bedeutenden Stellenwert haben, ist die Nähe des Bremer Ansat-
zes zu DACUM unverkennbar.

9 Diese Autoren entwickelten 1987 eine Schrittfolge „vom analytischen Verhalten eines distan-
zierten Subjektes, das seine Umgebung in erkennbare Elemente zerlegt und dabei Regeln folgt,
hin zu einem teilnehmenden Können, das sich auf frühere konkrete Erfahrungen stützt und auf
ein unbewußtes Erkennen von Ähnlichkeiten zwischen neuen und früheren Gesamtsituationen.“
(Dreyfus/ Dreyfus 1987: 61) Dreyfus und Dreyfus führen weiter aus: „Diese Entwicklung vom
Abstrakten zum Konkreten ist die Umkehrung der Entwicklung, die man bei Kleinkindern im
Umgang mit intellektuellen Aufgaben beobachtet; sie verstehen zunächst nur konkrete Beispiele
und lernen erst stufenweise, abstrakt zu denken. Dieses allgemein bekannte, bei Kindern
beobachtete Muster und die Tatsache, daß auch Erwachsene beim Erwerb von Fertigkeiten ein
wichtiges, frühes Stadium des Regel-Befolgens durchlaufen, sind möglicherweise die Gründe
dafür, daß man erwachsenes Verstehen und Können so oft als abstrakt und regelbasiert
mißversteht.“ (Dreyfus/ Dreyfus 1987: 61)

10 Arbeitsaufgaben sind solche Lerninhalte, die sowohl Problem- und Anwendungsfelder als auch
Theoriefelder in sich vereinen (Spöttl 1996: 181).
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Die Auswahl von Unterrichtsinhalten und ihre Anordnung im Ausbildungsver-
lauf nach Arbeits- und Geschäftsprozessen zu richten, ist also auch in Deutsch-
land ein ausgesprochen aktuelles Thema. Wie verhält es sich nun aber mit der
Forderung nach Flexibilisierung der Ausbildungsgänge? Zunächst stößt der Ver-
such, Lernwege zu individualisieren, an enge, durch die Besonderheiten des
deutschen Ausbildungssystems vorgegebene Grenzen, und das Normmodell ei-
ner drei- bis dreieinhalbjährigen Berufsausbildung mit anschließender einziger
Abschlussprüfung besteht de facto ziemlich unverändert fort.

Gleichwohl werden auch hier Ansätze zur Auflösung bislang feststehender
Strukturen heftig diskutiert. Immer wieder betonen Vertreter der Wirtschaftsver-
bände, das Duale System der beruflichen Bildung reagiere zu schwerfällig auf
Veränderungen der Arbeitswelt. Es werde individuellen Bildungsansprüchen kaum
gerecht und das ihm inhärente Konzept eines ‚Lernens auf Vorrat‘ sei überhaupt
nicht mehr zeitgemäß (vgl. GRUNDMANN 2000: 44). So schlagen Institutionen wie
der DEUTSCHE INDUSTRIE- UND HANDELSTAG oder der Sachverständigenrat der
HANS-BÖCKLER-STIFTUNG Ausbildungsmodelle vor, die zwischen einem Kern- und
einem Zusatzbereich von Ausbildung unterscheiden.

Der DIHT (1998) fordert eine deutliche Ausdehnung des betrieblichen Ausbil-
dungsanteils auf Kosten der beruflichen Schulen, deren Tätigkeit er auf die Ver-
mittlung fachlichen Basiswissens und der fachübergreifenden Qualifikationen be-
schränkt sehen will. Bei grundsätzlicher Akzeptanz des deutschen Beruflichkeits-
modells möchte der DIHT Ausbildung in Form eines Satellitenmodells organisie-
ren. Zentrale Grundqualifikationen, die dazu geeignet sind, das Profil eines Beru-
fes zu definieren, sollen zwar weiterhin durch Ausbildungsordnungen festge-
schrieben werden. Doch darüber hinaus sollen Wahlpflichtbausteine Ausbildungs-
inhalte und auch die Prüfzeiträume flexibilisieren. Nach den Vorstellungen des
DIHT könnte beim „Modell der drei Freiheiten“ (DIHT 1999: 10) die Dauer der
Ausbildungszeit dann zwischen 2 und 3,5 Jahren variieren, feststehende Kernqua-
lifikationen könnten durch die Wahl von Wahlpflicht- bzw. Wahlbausteinen ergänzt
werden und die Prüfungszeiträume ließen sich diesem Bausteinverfahren etap-
penweise aufteilen.

Die HANS BÖCKLER-STIFTUNG zielt mit ihren Vorschlägen zur Reform der Ausbil-
dungsstrukturen ebenfalls auf eine Individualisierung der Lernwege und die zu-
nehmende Verschränkung von Erstausbildung, Studium und lebenslangem Ler-
nen. Durch Modularisierung der Bildungsangebote und ein vielfältiges Angebot an
Bildungsinstitutionen und Lernwegen sollen die Bildungszeiten „über das gesamte
aktive Berufs- und Arbeitsleben“ (HANS-BÖCKLER STIFTUNG 1998: 7) verteilt wer-
den. Nach einem ersten berufsqualifizierenden Abschluss, der nach etwa 1 1/2 bis
2 Jahren vergeben würde, könnte das verbleibende Zeitkontingent auf einen
längeren Zeitraum verteilt und mit Weiterbildungsangeboten verknüpft werden.
Auf diese Weise, so der Sachverständigenrat der Stiftung, ließe sich das Recht auf
eine grundlegende und qualifizierte Ausbildung mit der Möglichkeit, standardisier-
te Module zu einem individuellen Qualifikationsprofil bündeln zu können, verbin-
den.

Diese Vorschläge, die Ende der Neunziger Jahre die berufspädagogische
Debatte in Deutschland beschäftigte, prägen inzwischen auch die Gestaltung
neuer Ausbildungsberufe. Die Neuordnung der Laborberufe im Bereich Chemie,
Biologie und Lack beispielsweise hatte zum erklärten Ziel „die Ausbildungsordnun-
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gen so technikoffen, organisationsneutral und flexibel zu strukturieren und zu
formulieren, dass sie entsprechend der technischen Entwicklung und sich ändern-
der äußerer Rahmenbedingungen ausgelegt und – durch Hinzufügen neuer Wahl-
qualifikationseinheiten schneller als bisher – aktualisiert werden können.“ (BMBF
2001: 134) Ebenso wie die neugeordneten Ausbildungsberufe Chemikant/in und
Pharmakant/in enthalten sie bereits neben gemeinsamen, integrativ zu vermitteln-
den Qualifikationen und berufsspezifischen Pflichtqualifikationseinheiten auch
Wahlqualifikationseinheiten zu berufsspezifischen Themenbereichen.

Auch die neuen IT-Berufe11  enthalten einen gemeinsamen Katalog von Kern-
qualifikationen, der Inhalte der Elektrotechnik und Elektronik, der Informatik und
der Betriebswirtschaft verknüpft. Diese Kernqualifikationen umfassen rund die
Hälfte der Ausbildungsinhalte. Die andere Hälfte der dreijährigen Ausbildungszeit
dient dem Erwerb spezifischer Fachqualifikationen. Der Wahlpflichtbereich ist
innerhalb der einzelnen Ausbildungsberufe in Form von Einsatzgebieten/Fachbe-
reichen definiert, die in einer nicht abgeschlossenen Liste im Verordnungstext
genannt werden. Grundsätzlich wird das Einsatzgebiet vom Ausbildungsbetrieb
festgelegt. Dabei können auch andere Einsatzgebiete zugrunde gelegt werden,
wenn die zu vermittelnden Fertigkeiten und Kenntnisse in Breite und Tiefe gleich-
wertig sind.

Resümierend lässt sich festhalten: Auch wenn formale Regelungen und sozial-
kulturelle Traditionen eine inhaltliche wie strukturelle Flexibilisierung der Ausbil-
dung in Deutschland beschränken, so zeichnen sich doch im Inneren des Systems
deutliche Veränderungen in diese Richtung ab. Die curriculare Neuordnung nach
dem Lernfeldkonzept optimiert die Ausrichtung von Lern- und Prüfergebnissen an
Arbeitshandlungen, die allerdings auch in den fachsystematischen Curricula deut-
scher Berufsschulen seit Ende des 19. Jahrhunderts bereits angelegt war. Und die
in den letzten Jahren neugeordneten Ausbildungsberufe behalten zwar ihren
grundsätzlichen Charakter und die im Berufsbildungsgesetz als Sollbestimmung
festgelegte Dauer bei, doch gleichzeitig bieten sie erhebliche Flexibilitätsspielräu-
me für die inhaltliche Gestaltung der Ausbildung.

5. Ausbildung für den Billiglohnsektor als Kollateralfolge berufspädagogi-
scher Innovationen?

Zur Legitimation und Begründung der beschriebenen Reformansätze in der beruf-
lichen Bildung führen Berufsbildungspolitiker durchgängig den wirtschaftlichen
und sozialen Wandel, den steigenden Wettbewerbsdruck sowie die damit ver-
knüpften Veränderungen im Qualifikationsprofil der Arbeitenden ins Feld. Qualifi-
zierte Arbeitskräfte des 21. Jahrhunderts, so wird argumentiert, benötigten vor
allem Querschnittskompetenzen, die in fachsystematisch strukturierten Lehr-/Lern-
designs kaum zu vermitteln seien. Zu fordern sei vielmehr eine handlungs- und
situationsorientierte Ausbildung, die sich nicht mehr an einem abstrakten Konzept

11 IT-Systemelektroniker/IT-Systemelektronikerinnen, Fachinformatiker/Fachinformatikerinnen der
Fachrichtung Systemintegration, Fachinformatiker/Fachinformatikerinnen der Fachrichtung An-
wendungsentwicklung, IT-Systemkaufmann/IT-Systemkauffrau, Informatikkaufmann/Informatik-
kauffrau.
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beruflicher ‚Bildung‘ mit hohem Anteil an fachsystematischem, notdürftig akade-
misch eingefärbtem Beta-Ingenieurwissen orientiere, sondern eigene, an der Be-
rufswelt der Facharbeiterinnen und Facharbeiter ausgerichtete Maßstäbe setze.
Nur mit einer deutlichen Hinwendung der beruflichen Bildung zu den unmittelbaren
Anforderungen der Arbeitswelt sowie zu größerer struktureller Flexibilität der
Ausbildungsverläufe sei es möglich, den veränderten Bedingungen moderner
Industriegesellschaften gerecht zu werden.

Vor dem Hintergrund der weiter oben geschilderten Unternehmensstrategien
sowie der zunehmenden Heterogenisierung der Qualifikationsanforderungen kann
dieses Bild nun differenzierter beurteilt werden. Offensichtlich konvergieren die
Interessen der Arbeitskräfte und der Unternehmer hier weniger als zunächst
unterstellt: Die Arbeitskräfte haben ein objektives Interesse nicht nur daran, einen
Arbeitsplatz zu erhalten, sondern auch an qualifizierter Arbeit mit umfangreichen
Kompetenzen in einer lernförderlichen Arbeitsumgebung und unter verlässlichen
vertraglichen Rahmenbedingungen. Den dargestellten Unternehmensstrategien
mit einer zunehmenden Betonung von share-holder-value-Konzepten, Kurzfrist-
strategien und Flexibilisierung der Arbeitsbeziehungen stehen diese Interessen
der Arbeitnehmerschaft zumindest in dem Arbeitsmarktsegment für niedrig qualifi-
zierte, schlecht entlohnte Arbeit diametral entgegen.

Für die deutsche Berufsbildung ergibt sich daraus eine nicht unproblematische
Situation: Sie ist darauf angewiesen, dass ihre Absolventinnen und Absolventen
ihre Qualifikation auf dem Arbeitsmarkt erfolgreich verwerten können, d. h. sie hat
sich den Strategieentscheidungen der Arbeitgeber anzupassen und muss ihre
Arbeit an deren Erwartungen orientieren. Andererseits hat Berufspädagogik den
normativen Auftrag, die Interessen des Einzelnen (Auszubildenden, Arbeitneh-
mer) zu vertreten. Und diese Interessen bestehen eben nicht ausschließlich in
dem kurzfristigen Erhalt eines Arbeitsplatzes, sondern auch in der Schaffung einer
langfristig tragfähigen Erwerbsgrundlage sowie in einer persönlichkeits- und iden-
titätsförderlichen Ausbildung und Tätigkeit.

Auch wenn Berufsbildungspolitik schon in eigenem Interesse, aber auch im
Interesse ihrer Auszubildenden auf eine möglichst hohe Übernahmequote der
Absolventinnen und Absolventen angewiesen ist, so hat sie doch gleichzeitig auch
eine aktive, gestaltende Rolle im Prozess der Strategiebildung und der Unterneh-
menspolitik auszufüllen. Wenn deutsche Unternehmen sich gegenwärtig am Schei-
deweg zwischen einem „Hochqualitäts-, Hochqualifikations-, Hochlohnmodell“12

und einem „Niedriglohn-, Niedrigqualifikations- und Preiswettbewerbs-Modell“13

12 Damit sind Unternehmensstrategien gemeint, die
– in punto Arbeitsorganisation auf Aufgabenintegration und Selbstorganisation setzen, Einzel-

arbeit in Gruppenarbeit umwandeln und den Arbeitenden selbst Planungs- und Optimie-
rungsaufgaben überlassen,

– eine Reorganisation der Unternehmen unter den Vorzeichen der Dezentralisierung und der
Enthierarchisierung anstreben sowie

– Zielvereinbarungen als Steuerungsinstrument nutzen, bei der Festpreise, Charakteristika
von Produkten und Lieferzeiten verbindlich zwischen Meister und Gruppe ausgehandelt
werden (Kern/ Schumann 1998: 10f.)

13 Dieses Modell ist durch eine Re-Etablierung konventioneller Produktionskonzepte gekennzeichnet:
– Renaissance des fordistischen Fließbandes und der taktgebundenen Fertigung, bei der zum

Teil auch Autonomiespielräume in bereits etablierten Arbeitsgruppen zurückgenommen
werden und durch Soll-Bindung an Benchmarking-Vorgaben ersetzt werden,
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befinden, wie KERN / SCHUMANN (1998) postulieren, dann sollten Berufsbildungs-
politiker ihre (wenn auch beschränkten) Einflussmöglichkeiten zugunsten der
Auszubildenden geltend machen. Dieser Verantwortung sollte sich m.E. die deut-
sche Berufspädagogik bewusst sein, denn sie trägt mit Entscheidungen auf
mindestens zwei Ebenen mit zur Schaffung von Voraussetzungen für das eine
bzw. das andere Modell bei:

Bei der Entscheidung zwischen Nachfrageorientierung und Potenzialentwick-
lung (LAUR-ERNST 2001: 333) müssen sich deutsche Curriculumkonstrukteure
fragen lassen, inwieweit auf Breite und Tiefe der Kenntnisse, auf systematisches
Verständnis sowie Hintergrund- und Zusammenhangwissen zu Gunsten tätig-
keitsbezogenen know-hows verzichtet werden kann. Auch wenn zweifellos große
Bereiche des in Berufsschulen vermittelten Wissens als veraltet, unbrauchbar und
insgesamt verzichtbar einzustufen sind – ob systematischer, theoriegestützter
Wissensaufbau durch unmittelbare Orientierung an aktuellen Nachfragesituatio-
nen ohne Verluste ersetzt werden kann, ist dadurch keineswegs gesichert. Und
angesichts der knappen Zeiten, die für Berufsschulunterricht zur Verfügung ste-
hen, ist das eine ohne Abstriche beim anderen kaum möglich. So ist m. E. LAUR-
ERNST (2001: 332) zuzustimmen, wenn sie zu bedenken gibt:

„Grundsätzlich wird, wenngleich der Ruf nach ‚punktgenauer‘ Qualifizierung aus der
Wirtschaft nicht aufhört, die Frage zu stellen sein, ob diese Strategie mittel- und
langfristig für die Betriebe wirklich effektiv ist. Niemand bestreitet mehr, dass heutige
Punktgenauigkeit morgen eine Fehlentscheidung sein kann, da der künftige Qualifika-
tionsbedarf höchst ungewiss ist.“

Die zweite Ebene, auf der berufsbildungspolitische Entscheidungen eine enorme
sozialpolitische, aber eben auch wirtschaftspolitische Brisanz bergen, ist die Frage
nach Differenzierung versus Integration. Wenn Ausbildungsverhältnisse flexibili-
siert, Ausbildungen verkürzt und in Teilabschnitte unterteilt werden können, ent-
spricht dies – und das ist überhaupt kein Geheimnis – den Forderungen der
Wirtschaft nicht nur nach Flexibilisierung des Arbeitskrafteinsatzes, sondern eben
auch der Lohnverhältnisse. Eine weniger thematisierte Nebenfolge der neuen
curricularen Tendenzen in der Berufsbildung ist, dass mit ihnen auch die ‚Ausbil-
dung‘ für schlecht bezahlte, unzureichend gesicherte Jobs auf geringem Qualifika-
tionsniveau erleichtert werden kann.

In der deutschen berufspädagogischen Debatte ist diese Hälfte der polarisier-
ten Welt des Arbeitsmarktes merkwürdig unterbelichtet geblieben. Immer wenn
von Arbeitsplatzanforderungen als Bezugspunkt didaktisch-curricularer oder me-
thodischer Überlegungen die Rede war, dann bezogen sich diese Argumente auf
das Segment der Gewinner der beschriebenen Polarisierungstendenzen. Anders
als beispielsweise in Großbritannien, den USA oder Frankreich, die traditionell
eine große Zahl niedrigqualifizierter Arbeitender zur Verfügung hatten, geht es in
Deutschland nicht so sehr darum, schlecht qualifizierte Arbeitskräfte mittels be-
rufspädagogischer Reformprogramme besser zu qualifizieren, sondern – folgt

– die Verschiebung von Zumutbarkeitsgrenzen in bezug auf Erholzeiten, Arbeits- und Schicht-
zeiten sowie Entlohnung nach unten und

– eine Tendenz zur De-Technisierung, bei der die Komplexität der Produktionstechnologie
deutlich zurückgefahren wird und die Betriebe wieder stärker auf die „Wegwerftechnik“ bei
Typenwechsel setzen (Kern/ Schumann 1998: 10f.).
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man der Einschätzung, die Entstehung eines Billiglohnsektors sei unvermeidlich –
es muss vielmehr die Dequalifizierung oder zumindest die unterlassene Qualifizie-
rung bestimmter Bevölkerungsgruppen „bewerkstelligt“ bzw. wenigstens hinge-
nommen werden. Das fällt begreiflicherweise etwas schwerer.

Die Frage, ob nicht einige der in den letzten Jahren mit viel Aufwand vorange-
triebenen berufspädagogischen Reformprozesse im Ansatz das Potenzial zu einer
Minderqualifizierung bestimmter Personengruppen schon in sich tragen, scheint
mir mindestens bedenkenswert. Die Orientierung an Handlungsabläufen und Situ-
ationen der Arbeitswelt impliziert – trotz der unverkennbaren pragmatischen Sinn-
haftigkeit des Anspruches – zugleich einen mindestens teilweisen Verzicht auf
Teilhabe an solchen weiterführenden Bildungsbereichen, die nun einmal fächer-
systematisch strukturiert sind. Die Tendenz, statt systematisch aufeinander auf-
bauender Ausbildungsschrittfolgen situationsbezogene, gleichwertige Ausbildungs-
einheiten nebeneinander zu stellen, lädt zu einer Modularisierung von Ausbil-
dungsverhältnissen ein, die immer auch die Tendenz zur Entberuflichung in sich
trägt. Wenn sich Curriculum- und Strukturreformen in der deutschen Berufsbildung
implizit an internationale Trends anlehnen, dann sollten m. E. nicht nur diese
Bezüge, sondern auch deren bildungspolitische Implikationen reflektiert und expli-
zit mit diskutiert werden.
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